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Anspruch auf Versorgung mit einem Therapiedreirad gegenüber der gesetzlichen Kranken-
versicherung 

hier: Urteil des Bundessozialgerichtes vom 07.10.2010  
 (Az.: B 3 KR 5/10 R) 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in der als Anlage beigefügten Entscheidung hat der 3. Senat des BSG entschieden, dass 
gesetzlich Krankenversicherte in besonders gelagerten Fällen Anspruch auf Versorgung 
mit einem sogenannten Therapiedreirad haben können, wenn dies zur Sicherung des Er-
folgs der Krankenbehandlung im Sinne von § 33 Abs. 1 Satz 1, 1. Alternative SGB V er-
forderlich ist. 

Nach der Urteilsbegründung ist ein solcher besonders gelagerter Fall dann gegeben, 
wenn der Versicherte aufgrund der Schwere der Erkrankung dauerhaft Anspruch auf 
Maßnahmen der physikalischen Therapie hat, die durch das beanspruchte Hilfsmittel un-
terstützte eigene körperliche Betätigung diese Therapie entweder wesentlich fördert oder 
die Behandlungsfrequenz infolge der eigenen Betätigung geringer ausfallen kann und sich 
deshalb die Versorgung mit dem Hilfsmittel im Rahmen der Wahlmöglichkeit des Versi-
cherten als wirtschaftlich darstellt. 
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Nach den Ausführungen des erkennenden Senats ist aber der Anspruch des Versicherten 
hierbei um die durchschnittlichen Anschaffungskosten für ein handelsübliches Zweirad zu 
reduzieren, da bei Hilfsmitteln, die neben ihrer Zweckbestimmung im Sinne von § 33 
Abs. 1 SGB V einen Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens ersetzen, die Versicher-
ten einen Eigenanteil für ersparte Aufwendungen in Höhe des wirtschaftlichen Wertes des 
ersetzten Gebrauchsgegenstandes selbst zu tragen haben. 

Zur weiteren Begründung darf ich auf die beigefügte Entscheidung verweisen. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 


